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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Sdiweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Regelung von Fragen, welche die Aufsichtsräte 
der in der Bundesrepublik Deutschland zum 
Betrieb von Grenzkraftwerken am Rhein errich- 
teten Aktiengesellschaften betreffen 

nebst Begründung sowie Abdruck des Vertrages mit der Bitte, die 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat in seiner 160. Sitzung am 15. Juni 1956 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c, Blüdier 


Drucksache 2542 


Bonn, den 21. Juni 1956 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdrudterel. Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Kheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Regelung von 
Fragen, welche die Aufsichtsräte der in der Bundesrepublik 
Deutschland zum Betrieb von Grenzkraftwerken am Rhein 
errichteten Aktiengesellschaften betreffen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 6. Dezember 1955 Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschand und der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft über die Regelung 
von Fragen, welche die Aufsichtsräte der in 
der Bundesrepublik Deutschland zum Be- 
trieb von Grenzkraftwerken am Rhein er- 
richteten Aktiengesellschaften betreffen, wird 
zugestimmt. Der Vertrag wird nachstehend 
veröffentlicht. 

Artikel 2 

Auf Grund des Vorbehaltes nach Artikel 2 
des Vertrages wird für Aktiengesellschaften 
mit Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes, 
deren Unternehmensgegenstand der Betrieb 
deutsch-schweizerischer Grenzkraftwerke am 
am Rhein ist, folgendes bestimmt; 

S 1 

(1) An allen Sitzungen des Aufsichtsrates 
können in Unternehmen mit in der Regel 
nicht mehr als 150 Arbeitnehmern zwei Ar- 
beitnehmervertreter, in Unternehmen mit in 
der Regel mehr als 150 Arbeitnehmern drei 
Arbeitnehmervertreter beratend und ohne 
Stimmrecht teilnehmen. An den Sitzungen 
der Ausschüsse des Aufsichtsrates können die 


Arbeitnehmervertreter teilnehmen, wenn 
der Vorsitzer des Aufsichtsrates etwas anderes 
bestimmt. 

(2) Die Arbeitnehmervertreter sind zu 
allen Sitzungen, an denen sie nach Absatz 1 
teilnehmen können, einzuladen. 

(3) Die Arbeitnehmervertreter sind nicht 
Mitglieder des Aufsichtsrats. 

§ 2 

(1) Die Arbeitnehmervertreter werden in 
allgemeiner, geheimer, gleicher und unmittel- 
barer Wahl für die Dauer von vier Jahren 
gewählt. 

(2) Wahlberechtigt sind alle Arbeitnehmer 
des Unternehmens, die das 18, Lebensjahr 
vollendet haben. Nicht wahlberechtigt sind 
Arbeitnehmer, denen nach deutschem Recht 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt sind 
oder die nach schweizerisdiem Recht in der 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit eingestellt sind. 

(3) Wählbar sind alle wahlberechtigten Ar- 
beitnehmer des Unternehmens, die das 
21. Lebensjahr vollendet haben. Unter den 
Arbeitnehmervertretern eines Unternehmens 
müssen sich ein Arbeiter und ein Angestellter 
befinden. 

(4) Die Betriebsräte und die Arbeitnehmer 
können Wahlvorschläge machen. Jeder WahL 
vorschlag darf nicht mehr Namen als die 
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doppelte Anzahl der zu wählenden Vertreter 
enthalten. Die Wahlvorschläge der Arbeit- 
nehmer müssen von mindestens einem Zehn- 
tel der wahlberechtigten Arbeitnehmer des 
Unternehmens unterzeichnet sein. 

(5) Die Bestellung eines Arbeitnehmerver- 
treters kann vor Ablauf der Wahlzeit auf 
Antrag der Betriebsräte oder von mindestens 
einem Fünftel der wahlberechtigten Arbeit- 
nehmer des Unternehmens durch Beschluß 
der wahlberechtigten Arbeitnehmer wider- 
rufen werden. Der Beschluß bedarf einer 
Mehrheit, die mindestens drei Viertel der ab- 
gegebenen Stimmen umfaßt. Für die Be- 
schlußfassung gilt Absatz 1 entsprechend, 

§ 3 

Die Arbeitnehmervertreter erhalten keine 
andere Vergütung als eine von der Fiaupt- 
versammlung festzusetzende Aufwandsent- 
sdiädigung. Notwendige Versäumnis von 
Arbeitszeit infolge der Teilnahme an den 
Sitzungen berechtigt nicht zur Minderung des 
Arbeitsentgelts. 

§ 4 

Die Arbeitnehmervertreter haben über 
vertrauliche Angaben oder Betriebs- und Ge- 
schäftsgeheimnisse, die ihnen wegen ihrer 
Tätigkeit als Arbeitnehmervertreter bekannt- 
geworden und vom Vorsitzer des Aufsichts- 
rates ausdrücklich als geheimzuhalten be- 
zeichnet worden sind, auch nach Beendigung 
ihrer Bestellung oder nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Unternehmen Stillschweigen gegen- 
über jedermann zu wahren. 

S 5 

(1) Wer vorsätzlich oder leichtfertig der 
Vorschrift des § 4 zuwiderhandelt, wird mit 
Geldstrafe oder Gefängnis bis zu sechs Mona- 
ten bestraft. 

(2) Wer die Tat in der Absicht begeht, sich 
oder einem anderen einen Vermögensvorteil 
zu verschaffen oder dem Betrieb oder dem 
Unternehmen Schaden zuzufügen, wird mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr bestraft; dane- 
ben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 
Ferner kann der durch die strafbare Fiand- 
lung erlangte Vermögensvorteil eingezogen 
werden. 

(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf An- 
trag des Unternehmers ein. Der Antrag kann 


nur innerhalb einer Frist von vier Wochen, 
gerechnet von dem Zeitpunkt an, an dem der 
Unternehmer von der Tat Kenntnis erhalten 
hat, gestellt werden. Die Zurücknahme des 
Antrags ist zulässig. 

S 6 

Zur Regelung der in § 2 bezeichneten 
Wahlen und Abstimmungen erläßt die Bun- 
desregierung durch Rechtsverordnung, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, Vorschriften über 

a) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere 
die Bestellung des Wahlvorstandes und 
die Aufstellung der Wählerlisten, 

b) die Frist für die Einsichtnahme in die 
Wählerlisten und die Erhebung von Ein- 
sprüchen, 

c) die Wahlvor Schläge und die Frist für ihre 
Einreichung, 

d) das Wahlausschreiben und die Fristen für 
seine Bekanntmachung, 

e) die Stimmabgabe, 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und 
die Fristen für seine Bekanntmachung, 

g) die Anfeditung der Wahl, 

h) die Aufbewahrung der Wahlakten, 

i) den Widerruf der Bestellung der Arbeit- 
nehmervertreter. 

S 7 

(1) Die Arbeitsgerichte sind ausschließlich 
zuständig für die Entsdieidung über 

a) die Wahlberechtigung und die Wählbar- 
keit, 

b) die Durchführung der Wahl der Arbeit- 
nehmervertreter und der Abstimmung 
über den Widerruf der Bestellung eines 
Arbeitnehmervertreters, 

c) die Anfechtung der Wahl von Arbeit- 
nehmervertretern und die Anfechtung der 
Abstimmung über den Widerruf der Be- 
stellung eines Arbeitnehmervertreters. 

(2) Die Vorschriften des Arbeitsgerichts- 
gesetzes über das Beschlußverfahren für die 
Fälle des Betriebsverfassungsgesetzes finden 
Anwendung. 
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Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundcsgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des 
Artikels 2 am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Artikel 2 tritt am Tage des Inkraft- 
tretens des Vertrages in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag gemäß 
seinem Artikel 4 in Kraft tritt, ist Im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
über die Regelung von Fragen, welche die Aufsichtsräte der in der 
Bundesrepublik Deutschland zum Betrieb von Grenzkraftwerken 
am Rhein errichteten Aktiengesellschaften betreffen 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Schweizerische Eidgenossenschaft 

HABEN, im Hinblick auf die in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Vorschriften über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat und 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der beiderseitig an- 
erkannten besonderen Stellung der zum Betrieb von 
Grenzkraftwerken am Rhein errichteten Aktiengesell- 
schaften, 

FOLGENDES VEREINBART: 

Artikel 1 

Die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden ge- 
setzlichen Vorschriften über die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer im Aufsichtsrat sowie die Vorschrift des deut- 
schen Aktienrechts, daß die Satzung nur eine durch drei 
teilbare Zahl von Aufsichtsratsmitgliedern festsetzen 
kann, finden keine Anwendung auf Aktiengesellschaften 
mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland, deren Unter- 
nehmensgegenstand der Betrieb deutsch-schweizerischer 
Grenzkraftwerke am Rhein ist. 

Artikel 2 

Die Bundesrepublik Deutschland behält sich vor, die 
Teilnahme von Arbeitnehmervertretern an den Sitzungen 
der Aufsichtsräte der in Artikel 1 genannten Aktien- 
gesclisdiaften unter Wahrung folgender Grundsätze zu 
regeln: 

1. An allen Sitzungen des Aufsichtsrats können in 
Unternehmen mit nicht mehr als 150 Arbeitnehmern 
zwei Arbeitnehmervertreter, in Unternehmen mit 
mehr als 150 Arbeitnehmern drei Arbeitnehmerver- 
treter beratend und ohne Stimmrecht teilnehmen. An 
den Sitzungen der Ausschüsse des Aufsichtsrats 
können die Arbeitnehmervertreter teilnehmen, wenn 
der Vorsitzer des Aufsichtsrats nichts anderes be- 
stimmt. Die Arbeitnehmervertreter werden zu allen 
Sitzungen, an denen sie teilnehmen können, einge- 
laden. Sie sind nicht Mitglieder des Aufsichtsrats. 

2. Die Arbeitnehmervertreter werden in geheimer und 
unmittelbarer Wahl für die Dauer von vier Jahren 
gewählt. 

3. Wahlberechtigt sind ohne Rücksicht auf ihre Staats- 
angehörigkeit alle Arbeitnehmer des Unternehmens, 
die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Nicht wahl- 
berechtigt sind Arbeitnehmer, denen nach deutschem 


Recht die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt, oder, 
die nach schweizerischem Recht in der bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit eingestellt sind. 

4. Die Arbeitnehmervertreter müssen wahlberechtigte 
Arbeitnehmer des Unternehmens sein; sie müssen 
das 21. Lebensjahr vollendet haben. Unter den Ar- 
beitnehmervertretern eines Unternehmens müssen 
sich ein Arbeiter und ein Angestellter befinden. 

5. Die Bestellung eines Arbeitnehmervertreters kann 
vor Ablauf der Wahlzeit durch die wahlberechtigten 
Arbeitnehmer widerrufen werden. Der Widerruf 
wird in geheimer Abstimmung mit einer Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der abgegebenen Stim- 
men beschlossen. 

6. Die Arbeitnehmer Vertreter erhalten keine andere 
Vergütung als eine von der Hauptversammlung 
festzusetzende Aufwandsentschädigung. Notwendige 
Versäumnis von Arbeitszeit infolge der Teilnahme 
an den Sitzungen berechtigt nicht zur Minderung des 
Arbeitsentgelts. 

7. Die Arbeitnehmervertreter sind verpflichtet, über 
vertrauliche Angaben oder Betriebs- und Geschäfts- 
geheimnisse, die ihnen wegen ihrer Tätigkeit als 
Arbeitnehmervertreter bekannt geworden und vom 
Vorsitzer des Aufsiclitsrats ausdrücklich als geheim 
zu halten bezeichnet worden sind, auch nach Be- 
endigung ihrer Bestellung oder nach ihrem Aus- 
scheiden aus dem Unternehmen Stillschweigen 
gegenüber jedermann zu wahren. 

Artikel 3 

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber dem Schweizerischen Bundesrat innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 4 

Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bern aus- 
getauscht werden. Der Vertrag tritt einen Monat nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Dieser Vertrag kann frühestens vier Jahre nach 
seinem Inkrafttreten von einem der vertragschließenden 
Teile gekündigt werden. Er tritt ein Jahr nach der Kündi- 
gung außer Kraft. 


GESCHEHEN zu Bonn am 6. Dezember 1955 in dop- 
pelter Urschrift. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: von Brentano 

Für die Schweizerische Eidgenossenschaft 
gezeichnet: Huber 
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Begründung 


Allgemeines 

Die Verhandlungen über den Vertrag vom 
6. Dezember 1955 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der schweizerischen 
Eidgenossenschaft gehen auf schweizerische 
Vorstellungen zurück, die wegen der Anwen- 
dung der §§ 76 ff. des Betriebsverfassungs- 
gesetzes vom 11. Oktober 1952 (BGBl. I 
S. 681) auf diejenigen deutsch-schweizerischen 
Grenzkraftwerke am Rhein, die als Aktien- 
gesellschaften mit Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland errichtet worden sind, erstmals 
im Jahre 1953 erhoben wurden. Es handelt 
sich um die Grenzkraftwerke Rheinfelden, 
Albbruck-Dogern und Reckingen, die zur 
Zeit zusammen 305 deutsche und 33 schwei- 
zer Arbeitnehmer beschäftigen. Nach der 
Auffassung des schweizerischen Bundesrats, 
wie sie besonders zuletzt in einer durch die 
schweizerische Gesandtschaft überreiditen 
Note vom 8. Oktober 1954 zum Ausdruck 
gekommen ist, würde es eine Verlerynng des 
völkerrechtlich bestehenden Paritätsprinzips 
bei der Besetzung der Aufsichtsräte bedeu- 
ten, wenn von deutscher Seite darauf be- 
standen würde, die Vorschriften der §§ 76 ff. 
des Betriebsverfassungsgesetzes auf die zum 
Betrieb von Grenzkraftwerken nach deut- 
schem Recht errichteten Aktiengesellschaften 
anzuwenden. 

Dem Standpunkt der Sdiweiz liegt folgender 
völkerreditlicher Tatbestand zugrunde: 
Zwlsdien der Schweiz und dem Großherzog- 
tum Baden sind am 28. September 1867 und 
am 10. Mai 1879 Verträge über die Rechts- 
verhältnisse der Wassernutzung, Schiffahrt 
und Häfen am Oberrhein geschlossen wor- 
den. In beiden Verträgen (Artikel 2 des 
Vertrages vom 28. September 1867 und 
Artikel 5 des Vertrages vom 10. Mai 1879) 
ist eine weitgehende beiderseitige Konsulta- 
tion für alle Pläne und Maßnahmen des 
Wasser- und Uferbaus vereinbart worden. In 
dem Protokoll der Konferenz von Rhein- 


felden vom 20. Dezember 1890 ist sodann 
vorgesehen worden, daß für die Nutzung 
der Wasserkräfte des Oberrheins das gegen- 
seitige Einvernehmen durch Verhandlungen 
über den Inhalt der beiderseitigen Konzessio- 
nen an die in Betracht kommenden Gesell- 
schaften hergestellt werden soll. 

In Anwendung dieser Grundsätze und unter 
Bezugnahme auf Artikel 5 des Vertrages vom 
10. Mai 1879 ist am 20. Dezember 1890 vor 
dem Bau des ersten Grenzkraftwerkes bei 
Rheinfelden ein Übereinkommen zwischen 
der Schweiz und dem Großherzogtum Baden 
getroffen worden, nach dessen Artikel 1 die 
Konzessionsurkunden für die zum Betrieb 
des Grenzkraftwerks zu gründende Aktien- 
gesellschaft „in allen Punkten, welche die 
beiderseitigen Interessen gleichzeitig berüh- 
ren und daher einer gleichmäßigen Regelung 
bedürfen, übereinstimmend zu gestalten“ 
sind. Die Wirksamkeit beider Konzessionen 
ist nach dem Artikel 2 des Übereinkommens 
von der vorherigen Prüfung ihres Inhalts 
clurda die beiden Regierungen abhängig ge- 
macht worden. Zurücknahmen oder Ände- 
rungen der Konzessionen können gemäß 
Artikel 10 des Übereinkommens „nur nach 
vorherigem Benehmen mit der anderseitigen 
Regierung verfügt werden“. 

Nach § 24 Abs. 2 der daraufhin erteilten 
badischen Konzession vom 2. Mai 1894 soll 
der Aufsiditsrat der zu bildenden Aktienge- 
sellschaft mindestens zur Hälfte aus Ange- 
hörigen des Deutschen Reichs bestehen. In 
der Aargauer Konzession fehlt diese Auflage. 

Bei den in der Folgezeit nach deutschem Ak- 
tienredit errichteten Aktiengesellschaften für 
die Grenzkraftwerke Albbruck-Dogern und 
Reckingen ist eine besondere Vereinbarung 
mit der Sdaweiz über den Inhalt der Konzes- 
sion nicht mehr getroffen worden. Sie sind 
vielmehr im Einklang mit den Grundsätzen 
des Übereinkommens vom 20. Dezember 
1890 erteilt worden. Die beiderseitigen Kon- 
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Zessionen enthalten libereinstimmend die 
Auflage, daß jeweils die Hälfte der Mitglie- 
der der Aufsichtsräte aus Angehörigen der 
Schweiz und des Deutschen Reichs bestehen 
soll. In gleicher Weise ist auch bei der Kon- 
zessionierung der nach schweizerischem Recht 
gegründeten Aktiengesellschaften zum Be- 
trieb der Grenzkraftwerke Laufenburg und 
Ryburg-Schwörstadt vorgegangen worden. 

Die beiderseitige langjährige Übung bei der 
Konzessionserteilung hat zur Entwicklung 
fester Grundsätze geführt. Dies kommt in 
Artikel 6 Abs. 3 Nr. 1 des deutsch-schweize- 
rischen Vertrages über die Regulierung des 
Rheins zwischen Straßburg/Kehl und Isteln 
vom 28. März 1929 zum Ausdruck, ln dem 
der schweizerische Bundesrat sich verpflichtet, 
„die Verhandlungen betreffend die Erteilung 
neuer Konzessionen für Kraftwerke zwischen 
Basel und dem Bodensee nach den bisherigen 
Grundsätzen gemeinsam mit der badischen 
Regierung zu führen‘L 

Die Schweiz hat auch ihrerseits dem besonde- 
ren internationalen Status der Grenzkraft- 
werke, soweit die sie betreibenden Aktienge- 
sellschaften nadi schweizerischem Recht er- 
richtet worden sind, Rechnung getragen. So 
hat der schweizerische Bundesrat am 29. April 
1922 auf eine Anfrage des Kraftwerks Lau- 
fenburg entschieden, daß der Artikel XI der 
Novelle vom 8. Juli 1919 zum Obligationen- 
Recht, der eine Mehrheit von schweizerischen 
Staatsbürgern für die Verwaltungsräte aller 
in der Schweiz domizilierenden Aktiengesell- 
schaften vorschreibt, auf die Grenzkraft- 
werke wegen der hierfür bestehenden beson- 
deren völkerrechtlichen Verpflichtungen nicht 
anwendbar ist. Ebenso hat auch bei den be- 
kannten Auseinandersetzungen, die in der 
Schweiz im Jahre 1953 zwischen verschiede- 
nen Gruppen um die Frage der Erhaltung der 
Rheinau stattgefunden haben, der Schweizq,- 
rische Bundesrat sich in seinem Bericht vom 
4. Mai 1954 an die Bundesversammlung ein- 
deutig auf den Standpunkt gestellt, daß die 
Grenzkraftwerke einen besonderen interna- 
tionalen Status haben. Ferner ist dieser be- 
sondere Status im Rahmen von zwischen- 
staatlichen Verträgen über das deutsche Ver- 
mögen in der Schweiz und über die Rege- 
lung der deutschen Auslandsschulden in 
einer für die deutschen Belange günstigen 
Weise berücksichtigt worden. 

Bei dieser Sachlage, insbesondere im Hinblick 
auf das loyale Verhalten der Schweiz, konnte 
sich die Bundesregierung dem in der Note 


vom 8. Oktober 1954 ausgesprochenen 
Wunsch zur Aufnahme von Verhandlungen 
über die Lösung des Problems nicht entzie- 
hen. 

Es ist nicht zu leugnen, daß völkerrechtliche 
Bindungen bestehen, die u. a. auch das Prin- 
zip der paritätischen Besetzung der Aufsichts- 
räte umfassen. Die Anwendung der §§ 76 ff. 
des Betriebsverfassungsgesetzes auf die Auf- 
sichtsräte der Grenzkraftwerke würde ge- 
gen dieses Prinzip verstoßen und infolgedes- 
sen mit den bestehenden völkerrechtlichen 
Verpflichtungen nicht in Einklang stehen. 

In den Verhandlungen war es das Bestreben 
der Bundesregierung, die in den §§ 76 ff. des 
Betriebsverfassungsgesetzes gewährleistete Be- 
teiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
auch bei den in Betradit stehenden Gesell- 
schaften so weit wie möglich zu erhalten. Be- 
stärkt wurde die Bundesregierung in dieser 
Einstellung durch die Haltung der zuständi- 
gen Gewerkschaften, die sich gegen eine par- 
tielle Außerkraftsetzung dieser Vorschriften 
bezüglich der Grenzkraftwerke ausgesprochen 
hatten. Aus dieser Überlegung heraus wurde 
von deutsdrer Seite zunächst zur Erwägung 
gestellt, den Grundsatz der paritätischen Be- 
setzung der Aufsichtsräte mit schweizerischen 
und deutsdien Staatsangehörigen und eine 
Mitgliedschaft von Arbeitnehmern in den 
Aufsichtsräten in der Weise zu verbinden, 
daß auch die Arbeitnehmervertreter je zur 
Hälfte aus schweizerischen und deutschen 
Staatsangehörigen bestellt werden sollten. 
Diese Lösung ließ sich jedoch nicht verwirk- 
lichen, da die Schweizer Delegation auch eine 
soldie Form der Mitgliedschaft von Arbeit- 
nehmern in den Aufsichtsräten — insbeson- 
dere unter Hinweis auf die Lage bei den be- 
nachbarten, dem schweizerischen Recht unter- 
stehenden Grenzkraftwerken — für unan- 
nehmbar hielt. Angesichts dieser von der 
Schweizer Delegation eingenommenen Hal- 
tung und im Hinblick auf die oben darge- 
legte völkerrechtliche Lage muß der in Arti- 
kel 2 des Abkommens erreichte Vorbehalt, 
der es dem deutschen Gesetzgeber ermöglicht, 
wenigstens eine beratende Teilnahme von Ar- 
beitnehmervertretern an den Aufsichtsrats- 
sitzungen vorzusehen, als bestmögliche Lö- 
sung angesehen werden. Die Entschließung 
der Bundesregierung, sich zu einer solchen 
Regelung zu verstehen, wurde dadurch er- 
leichtert, daß das allein beteiligte Land Ba- 
den-Württemberg sidi dahin ausgesprochen 
hatte, die Verhandlungen mit der Schweiz 
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sollten in verständnisbereiter Weise geführt 
werden. 

Durch die in langwierigen und schwierigen 
Verhandlungen erreichten Zugeständnisse der 
Schweizer Delegation wurde wenigstens die 
beratende Teilnahme von Vertretern der Ar- 
beitnehmer an den Sitzungen des Aufsichts- 
rats der nach deutschem Recht gebildeten 
Grenzkraftwerke erreicht und gleichzeitig 
den völkerrechtlichen Bindungen Rechnung 
getragen. 

Artikel 1 des am 6. Dezember 1955 In Bonn 
Unterzeichneten Vertrages besagt, daß die 
Vorsdtriften über die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer im Aufsichtsrat, d. h. die Bestimmun- 
gen der §§ 76, 77 Betriebsverfassungsgesetz, 
keine Anwendung finden. Alle anderen Vor- 
schriften des Betriebsverfassungsrechts, insbe- 
sondere die personelle, soziale und wirtschaft- 
liche Mitbestimmung des Betriebsrats, bleiben 
völlig unberührt und gelten auch für die 
Grenzkraftwerke. 

Da die Aufsichtsräte der Aktiengesellschaften 
auf Grund der eingangs erörterten Vorschrif- 
ten paritätisch besetzt sein müssen, würde es 
eine zu große Beschränkung der möglichen 
Zahl der Aufsichtsratsmitglieder darstellen, 
wenn diese Zahl außer durch zwei auch durch 
drei teilbar sein müßte. In dem Vertrag ist 
deshalb vorgesehen v/orden, daß die Vor- 
schrift des § 86 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halb- 
satz des Aktiengesetzes, wonach die Satzung 
nur eine durch drei teilbare Zahl von Auf- 
sichrsratsmltgiiedern festsetzen kann, keine 
Anwendung findet. Damit können die Auf- 
sichtsräte auch aus 8, 10 oder 14 Mitgliedern 
bestehen, so daß dem Erfordernis der paritä- 
tischen Besetzung leichter Rechnung getragen 
werden kann. 

Artikel 2 des Vertrages enthält den Vorbe- 
halt für eine innerdeutsche Regelung über 
die Teilnahme von Arbeitnehmervertretern 
an den Sitzungen des Aufsichtsrats, der in 
Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes ausge- 
schöpft werden soll (vgl. die Begründung 
dort). 

Der Vertrag bedarf der Zustimmung der ge- 
setzgebenden Körperschaften gemäß Arti- 
kel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Im einzelnen 

Artikel 1 entspricht der allgemein gebräuch- 
lichen Form der Zustimmungsklausel, die für 
die Gesetze gemäß Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes benutzt wird. 


Artikel 2 schöpft den Vorbehalt, wie er in 
Artikel 2 des Vertrages auf Grund der Ver- 
handlungen erreicht worden ist, voll aus. 

Zu§ 1 

Die in Betracht kommenden Grenzkraft- 
werke sind in der Form von Aktiengesell- 
schaften deutschen Rechts errichtet. Das 
Werk Albbruck-Dogern hat 44, das Werk 
Reckingen 29 und das Werk Rheinfelden 
265 Arbeitnehmer. Da selbst größere Grenz- 
kraftwerke nicht erheblich mehr Arbeitneh- 
mer beschäftigen werden, erscheint eine Re- 
gelung ausreichend, nach der In Unterneh- 
men bis zu 150 Arbeitnehmern 2 Arbeitneh- 
mervertreter, in Unternehmen mit größeren 
Arbeitnehmerzahlen 3 Arbeitnehmervertre- 
ter an den Aufsichtsratssitzungen beratend 
teilnehmen und zu diesen Sitzungen einzula- 
den sind. Ausdrücklich aufgenommen wurde 
die Vorschrift, daß die Arbeitnehmervertre- 
ter an den Sitzungen der Ausschüsse teilneh- 
men können. Die Beschränkung, daß der 
Vorsitzer des Aufsichtsrats bezüglich der Teil- 
nahme der Arbeitnehmervertreter an den 
Ausschußsitzungen Abweichendes bestimmen 
kann, entspricht der Vorschrift des § 93 
Abs. 2 Aktiengesetz, nach der die gleiche Ein- 
schränkung für alle Aufsichtsratsmitglieder 
gilt, die nicht Mitglieder des Ausschusses sind. 

In Absatz 3 war es erforderlich, ausdrücklich 
zu erwähnen, daß die Arbeitnehmervertreter 
nicht Mitglieder des Aufsichtsrats sind, um 
keinen Zweifel über die Besdalußfähigkeit 
und die Wirksamkeit der Beschlüsse des Auf- 
sichtsrats aufkommen zu lassen, wenn die Ar- 
beitnehmer keinen Vertreter zur beratenden 
Teilnahme an den Aufsichtsratssitzungen wäh- 
len oder die Arbeitnehmervertreter sonst an 
der Teilnahme an einer Sitzung verhindert 
sind. 

Zu § 2 

Die Wahlvorschriften entsprechen dem § 76 
Abs. 2, 3 und 5 Betriebsverfassungsgesetz, 
wobei die Wahlperiode für 4 Jahre als ange- 
messen festgelegt wurde. Ferner war bei der 
Formulierung darauf Bedacht zu nehmen, 
daß auch Schweizer Arbeitnehmer den Grenz- 
kraftwerken angehören und wahlberechtigt 
sein sollen. 

Zu § 3 

Da die Arbeitnehmer nicht Mitglieder des 
Aufsichtsrats sind, war die besondere Rege- 
lung der Vergütung der Hauptversammlung 
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vorzubehalten. Die Vorschrift darüber, daß 
sich durch die Teilnahme an den Aufsichts- 
ratssitzungen das Arbeitsentgelt nicht ver- 
mindern darf, entspricht der Regelung des 
§ 37 Abs. 2 Betriebsverfassungsgesetz. 

Zu § 4 

Die besondere Geheimhaltungsvorschrift ent- 
spricht § 55 Abs. 1 Satz 1 Betriebsverfassungs- 
gesetz, der in § 76 Abs. 2 Betriebsverfassungs- 
gesetz in Bezug genommen ist. 

Zu § 5 

Die Strafvorschriften sind den §§ 78, 79 Be- 
triebsverfassungsgesetz angeglichen. 

Zu § 6 

Die Bestellung der Arbeitnehmervertreter er- 
folgt allein nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes; es müssen deshalb auch besondere 
Wahlvorschriften erlassen werden. Die hier- 
für zu erlassende Rechtsverordnung hat sich 
auf die Punkte zu erstrecken, die auch die 
Wahl der Vertreter der Arbeitnehmer nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz betreffen. Die 
einsdilägigen Bestimmungen in § 87 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes konnten inhaltlich 
wiederholt werden. 

Zu §7 

Da eine besondere Regelung für die Beteili- 
gung der Arbeitnehmervertreter in den Auf- 


sichtsräten der Grenzkraftwerke in diesem 
Gesetz abschließend geschaffen wird, müssen 
auch besondere Zuständigkeitsvorschriften 
für gerichtliche Entscheidungen, die mit der 
Wahl oder der Abberufung von Arbeitneh- 
mervertretern Zusammenhängen können, ge- 
troffen werden. Insoweit wird die Vorschrift 
des § 2 Arbeitsgerichtsgesetz materiell er- 
gänzt. Wie in den entsprechenden Fällen des 
Betriebsverfassungsgesetzes soll das Beschluß- 
verfahren Anwendung finden. 

Artikel 3 enthält die Berlin-Klausel. Da das 
Gesetz nicht nur die Zustimmung der gesetz- 
gebenden Körperschaften zu dem Vertrag 
zum Inhalt hat, sondern daneben eine selb- 
ständige innerstaatliche Regelung trifft, ist 
die Verwendung der für innerstaatliche Ge- 
setze üblichen Berlin-Klausel geboten. 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten. 

Das Gesetz tritt, soweit es die Zustimmung 
zu dem Vertrag vom 6. Dezember 1955 be- 
trifft, am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Artikel 2 kann erst In Kraft treten, wenn der 
Vertrag von beiden vertragschließenden Tei- 
len ratifiziert wurde und die Ratifikations- 
urkunden ausgetauscht sind, da erst dann 
feststeht, daß diese besondere Innerdeutsche 
Regelung zu treffen ist. Es empfiehlt sich des- 
halb, Artikel 2 des Zustimmungsgesetzes 
gleichzeitig mit dem Vertrag in Kraft zu 
setzen. 
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